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In eigener Sache

3

Wir hoffen, dass Sie wieder gut und gesund in das neue Jahr gestartet sind, und
wünschen Ihnen im Jahr 2026 viel Erfolg.
 
In diesem Jahr wollen wir wieder verstärkt Seminare anbieten, insbesondere zum
Feuerwehrkosten- und kommunalen Datenschutzrecht. Aus den letzten
Seminaren entstammt außerdem der Wunsch der Teilnehmer, das Thema der
Umsatzsteuer im Rahmen der kommunalen Aufgabenerfüllung näher zu
betrachten. Diesem Wunsch werden wir gemeinsam mit dem Präsidenten der
Sächsischen Steuerberaterkammer, Herrn Dirk Rose, nachkommen. Schließlich
planen wir Veranstaltungen zum kommunalen Arbeits- sowie Mietrecht und
Erschließungsbeitragsrecht. Die Einladungen gehen Ihnen wie gewohnt
gesondert zu.
 
In unserer heutigen Mandanteninformation finden Sie wieder interessante
Entscheidungen aus den von uns bearbeiteten Rechtsgebieten, insbesondere aus
dem Bau-, Haftungs-, Miet- und Arbeitsrecht.
 
Wir wünschen Ihnen eine ertragreiche Lektüre.
 
Ihre 
 
SchmuckDäumichen Rechtsanwälte 



Das Verwaltungsgericht Leipzig hat in
mehreren von uns geführten Verfahren
zugunsten unserer Mandanten entschieden,
dass die zuständige Behörde gegenüber
Abfallverpflichteten nicht anordnen kann,
dass diese Abfallbehälter an einem über 250
Meter entfernten Platz bereitstellen müssen.

Unsere Mandanten sind Eigentümer und
Anwohner einer Stichstraße. Im Zuge einer
arbeitsschutzrechtlichen Überprüfung stell-
te die zuständige Stadtreinigung fest, dass
die Befahrung der Stichstraße in jedenfalls
eine Richtung rückwärts erforderlich sei, weil
kein ausreichend großer Wendehammer zur
Verfügung stünde. Rechtlich sei dieses
Rückwärtsbefahren aus Unfallverhütungs-
schutzgründen jedoch nicht zulässig. Die
Stadtreinigung änderte in der Folge die (vor-
her jahrelang ausgeübte) Praxis, verweigerte
die Befahrung mit Abfallsammelfahrzeugen
und ordnete die Bereitstellung der Abfall-
behälter an der über 250 Meter entfernten
Einfahrt in die Stichstraße an.

Das Verwaltungsgericht sah darin eine
Überschreitung des gesetzlich vorgesehenen
Ermessens. Die Anordnung sei unverhältnis-
mäßig und die Verpflichtung zur Bereit-
stellung von (mehreren) Abfallbehältern an
einem über 250 Metern entfernten Platz sei
unzumutbar. Die Stadtreinigung würde mit
dieser Anordnung ihre eigene Pflicht zum
Einsammeln des Abfalls unzulässigerweise
auf die Bürger übertragen.

Dabei sei insbesondere zu berücksichtigen,
dass es sich bei der Stichstraße um den Teil
einer historisch gewachsenen Eigenheim-
siedlung handele – nicht hingegen um eine
ungewöhnliche Lage im Außenbereich, wo
aus wirtschaftlichen Zwänge andere Maß-
stäbe anzusetzen sein könnten. Dass die
Stadtreinigung insofern regelmäßig auch
„enge“ Straßen befahren 

muss, habe sie bei der Anschaffung der
Entsorgungsfahrzeuge ebenso wie bei der
Festlegung dazu, welche Straßen überhaupt
für die Abfallsammlung befahrbar sein
sollen, zu beachten.

Das Verwaltungsgericht Leipzig folgte damit
dem Sächsischen Oberverwaltungsgericht
nicht, welches im vorläufigen Rechtsschutz-
verfahren entschieden hatte, dass eine
Wegstrecke von bis zu 300 Metern noch
zumutbar sein könne. Insbesondere wider-
sprach das Verwaltungsgericht insoweit dem
vom Oberverwaltungsgericht angeführten
Argument, dass die überlassungspflichtigen
Personen in dafür bereitgestellten Abfall-
säcken in ihren eigenen PKWs zum Sammel-
ort fahren könnten. Das Oberverwaltungs-
gericht würde mit dieser Begründung die der
Stadtreinigung obliegende Aufgabe des
„Einsammelns von Abfall“ auf die Über-
lassungspflichtigen übertragen.

Ob die Entscheidung des Verwaltungs-
gerichts Bestand haben wird ist offen – die
unterliegende Kommune hat Berufung
eingelegt, die Entscheidung des Ober-
verwaltungsgerichts in der Hauptsache
bleibt abzuwarten.

Torsten Geißler
Rechtsanwalt

VG Leipzig: Verpflichtung zum Müllbehältertransport 
über 250 Meter ist unverhältnismäßig
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Das Landesarbeitsgericht Düsseldorf hatte
in seinem Urteil vom 18. November 2025 – 3
SLa 138/25 – darüber zu entscheiden, ob
Kopfschmerzen zu einer Arbeitsunfähigkeit
führen und dabei einen Anspruch auf
Entgeltfortzahlung auslösen können.

Der klagende Arbeitnehmer, ein bei einem
Serviceunternehmen eines Verkehrs-
betriebes beschäftigter Elektroniker, kün-
digte sein Arbeitsverhältnis mit Schreiben
vom 15.03.2024 zum 30.04.2024. Nachdem
ihn  die Personalabteilung zutreffend darauf
hinwies, dass er eine tarifliche Kündigungs-
frist von zwei Monaten zum 31.05.2024
einzuhalten habe, beschwerte sich der
Arbeitnehmer und kündigte an, dass er zum
30.04.2024 aufhören würde. Der Arbeit-
nehmer arbeitete dann bis zum 06.05.2024
und meldete sich am 07.05.2024 per E-Mail
bei seinem Vorgesetzten bis zum 21.05.2024
als arbeitsunfähig krank.

Die Klage auf Entgeltfortzahlung in Höhe von
1.362,60 € brutto hatte in der Berufungs-
instanz vor dem Landesarbeitsgericht Düs-
seldorf Erfolg. Nach der Beweisaufnahme,
insbesondere der Vernehmung der den
Kläger behandelnden Ärztin, stand zur Über-
zeugung der Kammer fest, dass der Kläger in
der Zeit vom 07.05.2024 bis zum 21.05.2024
wegen Spannungskopfschmerzes arbeits-
unfähig erkrankt war. Die Kopfschmerzen
waren Folge des Konflikts am Arbeitsplatz.
Die Ärztin konnte den Grund der Schmerzen
und die Dauer der Krankschreibung plausibel
erklären. Insgesamt war das Gericht auch
nach der persönlichen Anhörung des Klägers
und unter Würdigung des Umstandes, dass
Kopfschmerzen schwer nachzuweisen sind,
aufgrund der Aussage der Ärztin unter
Berücksichtigung der Gesamtumstände
überzeugt, dass der Kläger Kopfschmerzen
hatte und deshalb arbeitsunfähig war.

Anja Pauli
Rechtsanwältin

Kopfschmerzen im bereits gekündigten
Arbeitsverhältnis – und die Entgeltfortzahlung 
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In einem von uns vertretenen Verfahren
musste sich das Landgericht Halle mit der
Frage befassen, ob die Pflicht zur Stellung
einer Bürgschaft zur Absicherung von
Erschließungsarbeiten in einem städte-
baulichen Vertrag nachbarschützende Wir-
kung hat. Das Gericht hat die Frage mit Urteil
vom 18.12.2025 – 4 O 7/25 zutreffend
verneint.

Hintergrund des Rechtsstreits war folgender
Fall: Eine Gemeinde hatte im Jahr 1993 einen
Erschließungsvertrag über die Erschließung
eines Wohngebiets mit einem privaten
Unternehmen geschlossen. Das Unter-
nehmen sollte u.a. Straßen und Wege auf
eigene Kosten errichten. Im Erschließungs-
vertrag verpflichtete sich das Unternehmen,
zur Absicherung seiner Vertragspflichten
eine Bürgschaft zu stellen. Für die vertrag-
lichen Erschließungsmaßnahmen sollten von
den späteren Grundstückseigentümern keine
Erschließungsbeiträge nach § 127 BauGB
erhoben werden. Tatsächlich wurde die
Bürgschaft nicht erstellt. Das Unternehmen
meldete Insolvenz an und die Gemeinde
musste die Erschließungsanlagen auf eigene
Kosten errichten. Sie erhob von den
(späteren) Grundstückseigentümern für
diese Kosten Erschließungsbeiträge.

Die klagende Grundstückseigentümerin
wehrte sich zunächst erfolgslos vor dem
Verwaltungsgericht Hallte gegen die Er-
schließungsbeitragsbescheide. Nach Ab-
schluss der verwaltungsgerichtlichen Ver-
fahren erhob sie Klage auf Schadensersatz
aus Amtspflichtverletzung. Diese begrün-
dete sie damit, dass die Erschließungs-
leistungen bereits mit dem Grundstücks-
kaufpreis abgegolten gewesen seien. Hätte
die Gemeinde die Bürgschaft rechtzeitig
verlangt und mit diesem Geld die weiteren
Erschließungsleistungen finanziert, hätte die
Gemeinde keine Erschließungsbeiträge von
ihr erheben müssen. 

Das Landgericht Hallte wies die Amts-
haftungsklage gegen die Gemeinde ab. Dem
Unterlassen des Bürgermeisters der Ge-
meinde, die vereinbarte Bürgschaft einzu-
fordern, fehle es am drittschützenden
Charakter. Zwar könne sich die Gemeinde
ihrer Erschließungslast nach § 123 BauGB
nicht aufgrund der vertraglichen Regelung
mit einem Privatunternehmen gänzlich
entledigen. Die Verpflichtung des Unter-
nehmens bestehe nur in der technisch-
finanziellen Abwicklung. Daher stelle das
unterlassene Einfordern der vertraglich
vereinbarten Bürgschaft eine Amtspflicht-
verletzung dar. Allerdings gehören die
(späteren) Grundstückseigentümer nicht zu
dem Personenkreis, dessen Belange nach
dem Zweck und der rechtlichen Bestimmung
des Amtsgeschäfts geschützt oder gefördert
werden sollen. Vielmehr diene die Sicherheit
dem Schutz der Gemeinde und der auf das
Unternehmen übertragenen Erschließungs-
leistungen, die sich die Gemeinde mit dem
Vertrag erspart. Ein Schutz der Grundstücks-
eigentümer ist durch die Sicherheitsleistung
nicht unmittelbar bezweckt, sondern nur als
finanzielle Folge der Vereinbarung dieser
immanent. 

Die Gemeinde durfte die Kosten der selbst
durchgeführten Erschließungsarbeiten daher
auf die Eigentümer umlegen, ohne dass
denen ein Schadensersatzanspruch zusteht.

Dr. Sebastian Schmuck
Fachanwalt für Verwaltungsrecht

Fachanwalt für Bau- und Architektenrecht

LG Halle: Sicherung von Erschließungsmaßnahmen
nicht drittschützend
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Das Oberveraltungsgericht des Landes
Sachsen-Anhalt hat sich mit der Frage
befasst, ob die ursprüngliche Nutzung eines
Grundstücks für Zwecke einer Straßen-
meisterei nach Aufgabe dieser Nutzung
Bestandsschutz für eine gewerbliche Nut-
zung als Hausmeisterservice, Verkauf und
Reparatur von Wohnmobilen und für Photo-
voltaikanlagen vermittelt. Das Gericht hat
die Frage mit Beschluss vom 26.03.2025 – 2 L
6/25.Z zutreffend verneint.

In dem Verfahren ging es um ein fast
10.000m² großes Grundstück im Außen-
bereich, das als Standort für eine Straßen-
meisterei genutzt wurde. Es ist mit Büro-.
Garagen-, Werkstatt- und Lage-gebäuden
bebaut. Das Land hatte das Grundstück in
einer Grundstückauktion an einen Privaten
veräußert, der es an den aktuellen Eigen-
tümer verkaufte. Dieser meldete einen Haus-
meisterservice für das Grundstück an und
nutzte das Grundstück aber (auch) für den
Vertrieb und die Reparatur von Gebraucht-
wagen, insbesondere Wohnmobilen und
Wohnanhängern. Zudem brachte er auf den
Dächern der baulichen Anlagen Photo-
voltaikanlagen an.

Die Bauaufsichtsbehörde untersagte dem
Eigentümer jegliche gewerbliche oder ge-
werbeähnliche Nutzung des Grundstücks,
insbesondere die Nutzung als Standort zur
Vermittlung, zum Verkauf und zur Reparatur
von Gebrauchtfahrzeugen, Wohnwagen und
Wohnmobilen. Zur Begründung gab sie an,
die ausgeübte gewerbliche Nutzung sei
formell und materiell illegal. Die hiergegen
erhobene Klage zum Verwaltungsgericht
Halle blieb erfolglos. Das Oberverwaltungs-
gericht lehnte den Antrag auf Zulassung der
Berufung ab.

Auf Bestandsschutz könne sich der Kläger
nicht berufen. Für den Bestandsschutz sei
kennzeichnend, dass er die bauliche Anlage  

nur in ihrer jeweiligen Funktion deckt. Die
ursprüngliche Nutzung sei der Betrieb einer
Straßenmeisterei gewesen. Diese Nutzung
habe nicht nur eine öffentliche Zweck-
bestimmung gehabt, sondern unterfiel
einem anderen Rechtsregime (Straßenrecht)
als die vom Kläger ausgeübte bzw.
beabsichtigte gewerbliche Nutzung (Bau-
recht). 

Die Voraussetzungen des § 79 S. 2 BauO LSA
für den Erlass einer Nutzungsuntersagung
seien grundsätzlich schon dann erfüllt, wenn
eine bauliche Anlage formell illegal – also
ohne die erforderliche Genehmigung –
genutzt wird. Eine Baugenehmigung für das
Vorhaben des Klägers liege nicht vor.

Die Verfügung sei auch hinreichend be-
stimmt. Das Bestimmtheitsgebot diene der
Rechtsklarheit und Rechtssicherheit. Der
Adressat müsse in der Lage sein zu erkennen,
was von ihm gefordert wird. Dabei dürfe auf
generalisierende Begriffe zurückgegriffen
werden, so auch wenn die Bauaufsichts-
behörde eine gewerbliche Nutzung unter-
sagt. Gemessen daran sei die Untersagung
„jeglicher gewerblichen oder gewerbe-
ähnlichen Nutzung“ hinreichend bestimmt. 

Die Nutzungsuntersagung sei trotz des
Umstands, dass der Kläger eine Bauleit-
planung auf seine Kosten angeboten hat,
ermessensfehlerfrei. Eine nur in Aussicht
stehende Rechtsänderung stehe der Anord-
nung einer Nutzungsuntersagung nicht ent-
gegen.

Dr. Sebastian Schmuck
Fachanwalt für Verwaltungsrecht

Fachanwalt für Bau- und Architektenrecht

OVG Sachsen-Anhalt: Eine frühere Nutzung eines Grundstücks als
Straßenmeisterei vermittelt keinen Bestandsschutz für spätere

gewerbliche Nutzung
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BGH, Urteil v. 27.11.2025, VII ZR 112/24
Der Kläger beauftragte die Beklagte 2009
mit der Herstellung eines Fahrsilos. Das
Bauwerk wurde im September 2010 fertig-
gestellt und vollständig bezahlt. In den
Folgejahren traten Mängel auf, insbesondere
großflächige Rissbildungen und Uneben-
heiten der Betonoberfläche. Der Kläger er-
hob 2015 Klage auf Vorschuss der Mangel-
beseitigungskosten. Streitpunkt war zuletzt,
ob der Vorschussanspruch um den sog.
Abzug neu für alt zu kürzen sei, weil der
Kläger das Fahrsilo trotz des Mangels über
einen langen Zeitraum nutzen konnte und
sich die Mangelerscheinungen erst relativ
spät zeigten, sodass er mit der Mangel-
beseitigung einen vermeintlichen Vorteil
erlange. Denn dadurch verlängere sich die
Lebensdauer und der Kläger erspare sich
Instandhaltungsaufwand.

Beim Abzug neu für alt handelt es sich um
eine Form der Vorteilsausgleichung. Er
kommt grundsätzlich in Betracht, wenn der
Besteller durch Mangelbeseitigung oder
Ersatz eine Sache in besserem Zustand
erhält, als zuvor. Ziel ist, dass der Besteller
durch den Mangel nicht besser gestellt wird
als ohne ihn. Allerdings gilt eine zentrale
Grenze: Die Anrechnung von Vorteilen muss
für den Geschädigten zumutbar sein und
darf den Schädiger nicht unangemessen
entlasten. Vor- und Nachteile müssen bei
wertender Betrachtung eine „Rechnungs-
einheit“ bilden. Ein Beispiel aus dem
Schadensrecht: Es wäre nicht sachgerecht,
den Täter bei einem Schmerzensgeld-
anspruch zu entlasten, nur weil dem Opfer
von Dritten Spenden zufließen. Diese
wertende Betrachtung gilt nach der Recht-
sprechung des BGH auch im Mängelrecht

Bereits früher hatte der BGH entschieden,
dass ein Abzug neu für alt ausscheidet, wenn
der vermeintliche Vorteil allein darauf be-
ruht, dass der Unternehmer die Mangelbe-

seitigung verzögert. Es darf sich für den
Unternehmer nicht lohnen, die Nach-
besserung oder –erfüllung hinauszuzögern.

Offen war bislang, ob ein Abzug aber doch in
Betracht kommt, wenn sich der Mangel erst
relativ spät auswirkt und der Besteller bis
dahin keine Gebrauchsnachteile hatte – wie
etwa im Fall des Fahrsilos.

Die neue Entscheidung des BGH bringt nun
Klarheit: Für ab dem 01.01.2002 ge-
schlossene Werkverträge kommt ein Abzug
neu für alt auch dann nicht in Betracht, wenn
sich der Mangel spät zeigt und der Besteller
zuvor keine Nutzungseinbußen hatte. Denn
erst durch die Mangelbeseitigung erfüllt der
Unternehmer seine ursprüngliche Her-
stellungspflicht. Der Besteller erhält
dadurch erstmals das vertraglich ge-
schuldete Werk, weshalb keine Störung des
Gleichgewichts zwischen Leistung und
Gegenleistung vorliegt. Vorteile des
Bestellers aus der späteren Mangel-
beseitigung (längere Lebensdauer, ersparte
Wartung) bilden daher keine Rechnungs-
einheit mit den Nachteilen des Unter-
nehmers (Mangelbeseitigungskosten).

Konsequenz im Fahrsilo-Fall: Dem Kläger
stand der Kostenvorschuss in voller Höhe zu.
Ein Abzug neu für alt durfte nicht vor-
genommen werden.

Nele Harpke-Gläser
Rechtsanwältin

Mängelbeseitigung ohne Kürzung: Neue
Rechtsprechung zum Abzug neu für alt
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Das Verwaltungsgericht Magdeburg hat mit
Beschluss vom 12.05.2025 - 9 B 109/25 MD
erstmalig entschieden, dass es sich bei der
Einstellung der Wasserlieferung und der
Wiederaufnahme der Lieferung nicht um
Verwaltungsakte, sondern um Realakte
(schlicht-hoheitliche Maßnahmen) handelt.

Somit kann der betroffene Grundstücks-
eigentümer gegen die Einstellung nur im
Rahmen eines Antrags auf Erlass einer
einstweiligen Verfügung durch ein
Verwaltungsgericht oder einer Leistungs-
klage vorgehen. Der öffentliche Wasser-
versorger muss keinen Bescheid zur
Anordnung der Einstellung der Wasser-
lieferung erlassen, der mit Widerspruch oder
Klage angegriffen werden könnte.

Das Verwaltungsgericht wies darauf hin, dass
eine Einstellung der Trinkwasserversorgung
grundsätzlich rechtlich zulässig ist. Nur für
den Fall, dass der Gebührenschuldner
darlegt, dass die Folgen der Einstellung
außer Verhältnis zur Schwere der
Zuwiderhandlung stehen und hinreichende
Aussicht besteht, dass er seinen
Verpflichtungen nachkommt, wäre eine
Einstellung rechtswidrig. Führt z. B. die
Einstellung der Trinkwasserlieferung
eindeutig dazu, dass ein Geschäftsbetrieb
dauerhaft eingestellt werden muss, würde
sich die Einstellung der Wasserlieferung als
unverhältnismäßig erweisen, wenn diese bei
dem Gebührenschuldner zu irreparablen
Schäden führt. Hierfür ist der Gebühren-
schuldner darlegungs- und beweispflichtig.

Das Gericht wies darauf hin, dass nicht jede
vom Versorger beabsichtigte Einstellung der
Wasserversorgung dauerhafter Natur ist, da
der Versorger mit der Liefersperre lediglich
auf den aktuellen Zahlungsverzug reagiert.

Dr. Nadine Däumichen
Fachanwältin für Verwaltungsrecht

Fachanwältin für Vergaberecht

VG Magdeburg: 
 Einstellung Trinkwasserversorgung wegen Zahlungsverzug 

Im zu entscheidenden Fall stand nach
Auffassung des Gerichts die Einstellung der
Wasserlieferung nicht außer Verhältnis zum
Zahlungsverzug in Höhe von 11.793,44 Euro.

Die Antragstellerin hatte u. a. geltend
gemacht, die Einstellung der Wasserlieferung
führe dazu, dass der auf der Liegenschaft
nach Schließung des Freizeitbades noch
betriebene Hotelbetrieb mit angeschlos-
sener Gastronomie für die Dauer der
Unterbrechung der Wasserlieferung ein-
gestellt werden müsse. Dies allein genügt
nach Auffassung des Gerichts nicht, um die
Liefersperre als unverhältnismäßig an-
zusehen. Der Gebührenschuldner habe mit
einer Liefersperre rechnen müssen, weil er
im Erhebungszeitraum 2023 den Zahlungs-
verpflichtungen nicht nachgekommen ist
und in der Vergangenheit auch keine
Maßnahmen ergriffen hat, um die
ausstehende Schuld zu tilgen.
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Das Oberverwaltungsgericht des Landes
Sachsen-Anhalt hatte im Beschluss vom
08.12.2025 - 2 M 127/25 über folgenden
Sachverhalt zu entscheiden:

Der Antragsteller wendete sich im Wege des
einstweiligen Rechtsschutzes gegen einen
Ablehnungsbescheid der Antragsgegnerin.
Das Verwaltungsgericht Magdeburg hatte
den Aussetzungsantrag des Antragstellers
als unzulässig abgelehnt. Dem Antragsteller
fehlt hierfür das Rechtsschutzinteresse, weil
der angefochtene Bescheid mit Ablauf der
einmonatigen Widerspruchsfrist in Be-
standskraft erwachsen ist. Einen form-
gerechten Widerspruch hat der Antragsteller
erst mit anwaltlichem Schriftsatz nach Frist-
ablauf erhoben. Soweit er darüber hinaus am
Tag des Fristablaufs eine (in den
Verwaltungs- und Gerichtsakten nicht
enthaltene) E-Mail übersandt hat, kann diese
auch dann, wenn man sie als Widerspruch
auslegt, nicht als solcher berücksichtigt
werden. Denn eine einfache E-Mail genügt
nicht den nach § 70 Abs. 1 Satz 1 VwGO
zugelassenen Formen der Widerspruchs-
erhebung.

Das Oberverwaltungsgericht bestätigte die
Auffassung des Verwaltungsgerichts und
betonte zudem, dass es der Antragsgegnerin
nicht nach Treu und Glauben verwehrt war,
sich auf den Formverstoß zu berufen. Sie
trifft kein Mitverschulden, insbesondere ist
sie nicht verpflichtet gewesen, den Antrag-
steller umgehend nach Erhalt der E-Mail
über deren unzureichende Form zu
informieren. 

Es trifft zwar zu, dass Behörden und Gerichte
gegenüber den Verfahrensbeteiligten
gewisse Fürsorgepflichten haben, die es
beispielsweise gebieten, einen versehentlich
beim unzuständigen Gericht eingereichten
fristgebundenen Schriftsatz im Zuge des
ordentlichen Geschäftsgangs an das zustän-

Dr. Nadine Däumichen
Fachanwältin für Verwaltungsrecht

Fachanwältin für Vergaberecht

Überprüfungs- und Hinweispflichten
 der Behörde bei formunwirksamen E-Maileingang

ige Gericht weiterzuleiten. Auch wird in der
verwaltungs-gerichtlichen Rechtsprechung
unter Heranziehung dieses Rechtsgedankens
die Auffassung vertreten, eine Behörde habe
in besonderen Fällen die Fürsorgepflicht,
einen Widerspruchsführer, der seinen
Widerspruch im Vertrauen auf eine bislang
geführte elektronische Kommunikation
ebenfalls elektronisch einreicht, auf die
Nicht-einhaltung der nach § 70 Abs. 1 VwGO
geregelten Schriftform aufmerksam zu
machen.

Das Oberverwaltungsgericht lässt in seiner
Entscheidung offen, ob es sich dieser
Rechtsprechung anschließt. Vorliegend ist
diese Rechtsprechung nicht einschlägig,
denn die Fürsorgepflicht verlangt nicht, dass
die Behörde im Zuge des ordentlichen
Geschäftsgangs jede eingegangene E-Mail
noch am selben Tag daraufhin prüft, ob es
sich um einen Widerspruch handeln könnte,
um den Widerspruchsführer anschließend
umgehend auf den Formmangel der
einfachen elektronischen Einlegung
hinzuweisen. 
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Der BGH hatte zu entscheiden, ob eine
gewinnbringende Untervermietung von
Wohnraum zulässig ist und ob ein Vermieter
in einem solchen Fall den Mietvertrag
ordentlich kündigen darf. 

Im Streitfall hatte ein Berliner Mieter seine
Wohnung ohne Untervermietungserlaubnis
deutlich teurer untervermietet: Er zahlte
selbst 460 € Kaltmiete, nahm aber von
seinen Untermietern 962 € monatlich.
Nachdem die Vermieterin von der dauer-
haften und hohen Untermiete erfahren hatte
und den Mieter vergeblich wegen un-
erlaubter Untervermietung angemahnt
hatte, kündigte die Vermieterin das Miet-
verhältnis im Februar 2022 fristgemäß.
Nachdem das Landgericht Berlin der
Räumungsklage der Vermieterin statt-
gegeben hatte, zog der Fall vor den BGH. 

Der BGH hat zugunsten der Vermieterin
entschieden.

Eine gewinnbringende Untervermietung ist –
so der BGH – grundsätzlich unzulässig.
Mieter dürfen mit der Untervermietung
keinen Gewinn erzielen, der über die reine
Deckung der eigenen mietbezogenen Auf-
wendungen hinausgeht. 

Die gesetzliche Grundlage für Unter-
vermietung ist in § 553 BGB geregelt. Danach
kann ein Mieter die Erlaubnis zur Unter-
vermietung verlangen, wenn ein berechtigtes
Interesse besteht (z. B. vorübergehender
Auslandsaufenthalt, finanzielle Entlastung).
Der BGH hat klargestellt, dass ein be-
rechtigtes Interesse nicht darin liegen kann,
die Untervermietung als Geschäfts- bzw.
Gewinnmodell zu nutzen. Die Unterver-
mietung soll den Mieter entlasten und ihm
die Wohnnutzung sichern, nicht dazu dienen,
Profit zu erzielen.

Darüber, ob im Einzelfall über die Unter-
vermietung des Wohnraums hinausgehende

Leistungen des Mieters, wie etwa die
Überlassung von Mobiliar, bei der Frage zu
berücksichtigen sind, ob der Mieter durch
die Untervermietung einen Gewinn erzielt,
hatte der BGH nicht zu entscheiden. 

Ebenso hatte der BGH nicht über die
spannende Frage zu entscheiden, ob ein
berechtigtes Interesse an der Unterver-
mietung zu verneinen ist, wenn die Unter-
miethöhe gegen die Mietpreisbremse ver-
stößt. 

Der BGH schafft Rechtsklarheit für Vermieter
und Mieter im Wohnraummietrecht zur
Zulässigkeit gewinnorientierter Untervermie-
tungen.

Die Untervermietung zur Deckung eigener
Kosten (z. B. während Auslandsaufenthalt)
bleibt grundsätzlich zulässig; eine Gewinn-
erzielungsabsicht hingegen wird nicht mehr
geschützt.

BGH, Urteil vom 28.01.2026, VIII ZR 228/23

Annett Geuß
Rechtsanwältin

Unzulässigkeit einer gewinnbringenden
Untervermietung 
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Mit Wirkung ab 1. März 2025 hat der
Gesetzgeber mit § 127a SGB IV eine
befristete Übergangsregelung für
Lehrtätigkeiten geschaffen.

Hintergrund ist die jüngere Rechtsprechung
zur Sozialversicherungsrechtlichen Einord-
nung von Lehrkräften (u. a. „Herrenberg-
Urteil“ des BSG), die insbesondere bei
kommunalen Trägern, Musikschulen, Volks-
hochschulen, Bildungsträgern und ähnlichen
Einrichtungen zu erheblichen Unsicherheiten
und Nachforderungsrisiken geführt hat.

Die Übergangsregelung gilt bis zum 31.
Dezember 2026. Für diesen Zeitraum werden
Lehrtätigkeiten sozialversicherungsrechtlich
als selbstständig behandelt, auch wenn sie
nach den allgemeinen Kriterien als abhän-
gige Beschäftigung einzustufen wären. Eine
Versicherungs- und Beitragspflicht tritt
frühestens ab dem 1. Januar 2027 ein.
Bereits vor dem 1. März 2025 gezahlte
Beiträge bleiben wirksam.

Voraussetzung für die Anwendung der
Regelung ist, dass beide Vertragsparteien bei
Abschluss des Vertrags übereinstimmend
von einer selbstständigen Tätigkeit aus-
gegangen sind. Zudem muss die Lehrkraft
der Anwendung der Übergangsregelung
ausdrücklich zustimmen. Diese Zustimmung
sollte aus Gründen der Rechtssicherheit
schriftlich dokumentiert werden.

Für Auftraggeber bedeutet § 127a SGB IV
insbesondere einen zeitlich begrenzten
Schutz vor Beitragsnachforderungen sowie
zusätzlichen Handlungsspielraum zur rechts-
sicheren Neuausrichtung bestehender Ver-
tragsmodelle. Die Regelung stellt jedoch
keine dauerhafte Lösung dar, sondern dient
der Überbrückung. Es besteht also Hand-
lungsbedarf. 

Empfohlene nächste Schritte:

Überprüfung aller bestehenden Honorar-
und Dozentenverträge auf Anwend-
barkeit der Übergangsregelung
Einholung und Dokumentation der er-
forderlichen Zustimmungserklärungen 
Prüfung kritischer Konstellationen durch
Statusfeststellungsverfahren bei der
Deutschen Rentenversicherung
Rechtzeitige organisatorische und finan-
zielle Vorbereitung auf das Auslaufen der
Übergangsregelung zum 31. Dezember
2026

Fazit:
§ 127a SGB IV verschafft Auftraggebern eine
befristete Entlastung und Planungssicher-
heit. Diese Zeit sollte aktiv genutzt werden,
um bestehende Strukturen zu überprüfen
und rechtssicher für die ab 2027 geltende
Rechtslage aufzustellen. 

Annett Geuß
Rechtsanwältin

Honorarkräfte – Übergangsregelung für
Lehrtätigkeiten nutzen
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Das Landessozialgericht Sachsen-Anhalt
hatte sich in seinem Urteil vom 29.10.2025 –
L 6 U 32/20 ZVW mit der Frage auseinander
zu setzen, ob allein die Erwartung eines
(schlimmen) Unfalls genügt, um einen
Arbeitsunfall anzuerkennen.

Der betroffene Arbeitnehmer war Fahr-
dienstleiter bei der Deutschen Bahn. Im Jahr
2011 habe er aus dem Stellwerk die
Durchfahrt eines Zuges gestellt und Schran-
ken an einer Straße geschlossen. Schließlich
habe er erkannt, dass unter der Schranken-
anlage ein PKW geklemmt hatte. Die
Situation ging letztlich jedoch glimpflich aus,
es entstand lediglich ein geringer Sach-
schaden. Der Fahrer des PKW konnte
aussteigen, bevor der Zug die Stelle pas-
sierte - dies habe der betroffene Arbeit-
nehmer jedoch in diesem Moment nicht
erkennen können. Nach eigener Bekundung
belastete dieser „Beinaheunfall“ den Fahr-
dienstleiter jedoch sehr, unter anderem
auch, weil er bereits in der Vergangenheit
ähnliche Erlebnisse sowie private Schicksals-
schläge hatte. Nach Arztberichten litt er in
der Folge an fortbestehender innerer Unruhe
sowie Schlafstörungen, welche eine psycho-
logische Behandlung erforderlich machten.
Konsequenterweise bekehrte er die An-
erkennung als Arbeitsunfall.

Die Beklagte war hingegen der Auffassung,
dass es sich bei dem Geschehen um eine
berufstypische Belastung handele und allein
die Vorstellung eines Unfalls einen Arbeits-
unfall nicht begründen könne. Der Fahr-
dienstleiter habe schlicht die Situation
falsch eingeschätzt. Die gesamte Gefahren-
situation sei nur seiner Vorstellung ent-
sprungen und er grundsätzlich über-
ängstlich.

Das Sozialgericht hat in erster Instanz
entschieden, dass ein Arbeitsunfall nicht
vorliege. Das Landessozialgericht entschied 

hingegen zunächst zugunsten des Fahr-
dienstleisters und stellte zunächst einen
Arbeitsunfall fest. Infolge einer erfolgreichen
Revision hob das Bundessozialgericht dies
wiederum auf, sodass das Landessozial-
gericht erneut verhandeln musste.

Das Landessozialgericht stellte folglich
keinen Arbeitsunfall fest. Für die Aner-
kennung eines Unfalls als Arbeitsunfall sei
danach in der Regel erforderlich, dass die
Verrichtung des Versicherten zur Zeit des
Unfalls seiner versicherten Haupttätigkeit
zuzurechnen ist (sachlicher bzw. innerer
Zusammenhang), sie zu dem zeitlich
begrenzten, von außen auf den Körper
einwirkenden Ereignis – dem Unfallereignis –
geführt hat, und dieses Unfallereignis einen
Gesundheitserstschaden oder den Tod des
Versicherten verursacht hat. Das Gericht
führte aus, dass zwar auch bloße Wahrneh-
mungen (etwa Sehen und Hören)n jedoch
nicht allein bloße Vorstellungen des
Betroffenen ein Unfallereignis darstellen
können. Im vorliegenden Fall hatte das
Gericht jedoch Zweifel an der Kausalität von
Unfallereignis und Gesundheitsschaden
beim Betroffenen Fahrdienstleiter. Nach
Ausführungen verschiedener Sachver-
ständiger war das Gericht nicht (mehr) davon
überzeugt, dass allein das Unfallereignis im
Jahr 2011, sondern auch eine Mehrzahl
anderer Vorkommnisse im Leben des
Betroffenen die Gesundheitsfolgen aus-
lösten - der Schaden an der Gesundheit habe
bereits vorher bestanden.

Torsten Geißler
Rechtsanwalt

Kein Arbeitsunfall ohne schweren Unfall
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Mit dem Anfang 2026 in Kraft getretenen
Gesetz zur Modernisierung des Wehrdienstes
wurden die rechtlichen Rahmenbedingungen
für eine Reaktivierung der Wehrpflicht ge-
schaffen. Zugleich soll die Attraktivität des
Wehrdienstes für junge Menschen gesteigert
werden.

Der Grundwehrdienst dauert sechs Monate
und kann auf freiwilliger Basis um min-
destens einen, längstens fünf Monate
verlängert werden. Wer sich freiwillig für
einen Wehrdienst von mindestens zwölf
Monaten verpflichtet, erhält die Rechts-
stellung eines Soldaten und kann zusätzliche
Leistungen im Bereich der Fahrerlaubnis, der
Berufsförderung und der Dienstzeitversor-
gung erhalten.

Das Bundesamt für Personalmanagement
der Bundeswehr hat nunmehr die Befugnis
zum Zwecke der Wehrerfassung Meldedaten,
wie etwa Vor- und Familienamen sowie
Adresse abzurufen.

Wehrpflichtige Männer ab dem Geburts-
jahrgang 2008 müssen nach Aufforderung
einen (Online-)Fragebogen ausfüllen. Es wer-
den persönlichen Angaben und unter an-
derem eine Selbsteinschätzung zur körper-
lichen Leistungsfähigkeit sowie die Bereit-
schaft zum Dienst in der Bundeswehr ab-
gefragt. Die Nichtabgabe begründet eine
Ordnungswidrigkeit. Frauen ist die Beant-
wortung des Fragebogens freigestellt.

Ab dem 01.07.2027 sind dann verpflichtende
Musterungen für die kompletten Geburten-
jahrgänge vorgesehen, schrittweise begin-
nend mit dem Geburtenjahrgang 2008. Die
Musterung dient der Feststellung ob und
inwieweit ungediente Wehrpflichtige für den
Wehrdienst zur Verfügung stehen. Über das
Ergebnis erhält der Wehrpflichtige einen
Musterungsbescheid. Bei unentschuldigtem
Fernbleiben von der Musterung ist eine po-
lizeiliche Vorführung möglich. 

Ein Antrag auf Anerkennung als Kriegsdienst-
verweigerer entbindet nicht davon, den
Fragebogen ausfüllen und zurückschicken
oder sich der Musterung unterziehen zu
müssen.

Nach der Musterung werden diejenigen, die
sich freiwillig gemeldet haben, in Ab-
hängigkeit von der vereinbarten Einplanung
in eine konkrete Verwendung, einberufen.
Hierzu erhält der Wehrpflichtige einen
gesonderten Einberufungsbescheid.

Melden sich von den für tauglich Befun-
denen nicht genügend Freiwillige zum
Wehrdienst, kann per Gesetz über die
Einsetzung einer Bedarfswehrpflicht ent-
schieden werden. Voraussetzung dafür ist,
dass die verteidigungspolitische Lage oder
die Personallage der Streitkräfte dies
erfordert.

Übersteigt nach Einführung einer Bedarfs-
wehrpflicht die Zahl der dann zur Verfügung
stehenden Wehrpflichtigen eines Jahrgangs
doch wieder den Bedarf der Streitkräfte kann
zur Auswahl der einzuberufenden
Wehrpflichtigen ein Zufallsverfahren vorg-
esehen werden, wenn andere Maßnahmen
zur Abhilfe nicht genügen. Auswahlkriterien
die vorrangig zur Anwendung gelangen
sollen, sind derzeit offen und müssten durch
ein späteres „Bedarfs-WPflG“ festgelegt wer-
den. Ob es verfassungsrechtlich zulässig ist,
die Entscheidung über die Einberufung zum
Wehrdienst von einem zufallsbasierten Ver-
fahren abhängig zu machen, ist offen.

Timo Klann
Rechtsanwalt

Wiedereinführung der Wehrpflicht und „Neuer
Wehrdienst“
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Das Landgericht Stralsund hat mit Urteil
vom 23.12.2025 - 2 O 77/25 - entschieden,
dass der Tierpark für die Folgekosten nach
einem Unfall einer Urlauberin mit einer Ziege
in einem Streichelgehege nicht aufkommen
muss.

Eine 63-jährige Urlauberin wurde im Strei-
chelgehege des Vogelparks Marlow von einer
Ziege verletzt. In der Folge musste die
Altenpflegerin am Knie operiert werden und
war etwa ein Jahr lang krankgeschrieben.

Ihre Krankenkasse klagte gegen den Vogel-
park und forderte ca. 31.000 € für Behand-
lungs - und Folgekosten. Die Klägerin trug
u.a. vor, dass das entsprechende Tier nicht
für den Streichelzoo hätte ausgewählt wer-
den dürfen. Die Tiere seien zudem ausge-
hungert und aggressiv gewesen. 

Der Tierpark argumentierte, dass die Ziegen
stets gesättigt auf die Anlage gelassen
würden. Vergleichbare Vorfälle habe es in
der Vergangenheit nicht gegeben. Zudem
habe man alles Erforderliche und Zumutbare
getan, um die Sicherheit der Besucher des
Streichelzoos zu gewährleisten. Dier Ur-
lauberin habe das Gehege als Besucherin auf
eigene Gefahr betreten.

Das Gericht hatte keinen Zweifel an dem
Unfall, folgte jedoch der Argumentation des
Vogelparks, dass dieser nicht auf ein Fehl-
verhalten oder einer Sorgfaltspflichtverlet-
zung des Tierparks  zurückzuführen sei.
Soweit die Ziegen als Nutztiere zu Erwerbs-
zwecken gehalten werden, hafte der Tierpark
für Personen- und Sachschäden dann nicht,
wenn er bei der Beaufsichtigung des Tieres
die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beo-
bachtet oder der Schaden auch bei Anwen-
dung dieser Sorgfalt entstanden sein würde.

Die Rasse des unfallverursachenden Tieres –
die afrikanische Zwergziege – sei eine in vie-

len Streichelgehegen geläufige Ziegenrasse.
Aufgrund der widersprüchlichen Angaben
von Zeugen ergab sich für das Gericht kein
klares Bild darüber, ob es sich um einen
gezielten Angriff einer Ziege handelte oder
diese sich mit der Herde durch das Gehege
bewegte, als es zum Zusammenstoß kam. Da
die Urlauberin kein Futter dabei hatte,
konnte ausgeschlossen werden, dass die
Ziege bei ihr nach Futter gesucht hat. Dies
entkräftete aus Sicht des Gerichts den
Vorwurf, ein ausgehungerter Zustand der
Ziegen habe den Unfall verursacht. Zudem
müsse jeder vernünftige Besucher damit
rechnen, dass ein Kontakt mit Tieren auch
den Kontakt mit tierischem Verhalten
bedeutet, welches spontan, willkürlich und
zuweilen auch unerwartet sein könne. Der
tierische Kontakt als Sinn und Zweck eines
Streichelgeheges könne auch bei aller
Sorgfalt nicht durch den Tierpark verhindert
werden.

Anja Pauli
Rechtsanwältin

Kein Schadensersatz für Krankenkasse bei Unfall im
Streichelgehege
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